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Änderungsantrag 17
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Nach Artikel 145 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union 
arbeiten die Mitgliedstaaten und die Union 
auf die Entwicklung einer koordinierten 
Beschäftigungsstrategie und insbesondere 
auf die Förderung der Qualifizierung, 
Ausbildung und Anpassungsfähigkeit der 
Arbeitnehmer sowie der Fähigkeit der 
Arbeitsmärkte hin, auf die Erfordernisse
des wirtschaftlichen Wandels zu reagieren, 
um die Ziele des Artikels 3 des Vertrags 
über die Europäische Union zu erreichen. 
Die Mitgliedstaaten betrachten die 
Förderung der Beschäftigung als 
Angelegenheit von gemeinsamem 
Interesse und stimmen ihre 
diesbezüglichen Tätigkeiten nach 
Maßgabe des Artikels 148 AEU-Vertrag 
im Rat aufeinander ab, wobei die 
einzelstaatlichen Gepflogenheiten in 
Bezug auf die Verantwortung der 
Sozialpartner berücksichtigt werden.

(1) Nach Artikel 145 des Vertrages über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union 
arbeiten die Mitgliedstaaten und die Union 
auf die Entwicklung einer koordinierten 
Beschäftigungsstrategie und insbesondere 
auf die Förderung der Bildung, der 
beruflichen Aus- und Weiterbildung, der 
Integration der Arbeitnehmer in die
Arbeitsmärkte, die aufgrund des 
wirtschaftlichen Wandels erforderlich 
geworden sind und weiterhin erforderlich 
bleiben, um die Ziele des Artikels 3 des 
Vertrags über die Europäische Union zu 
erreichen.

Or. de

Änderungsantrag 18
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Nach Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) 
bekämpft die Union soziale Ausgrenzung 

(2) Nach Artikel 3 Absatz 3 des Vertrags 
über die Europäische Union (EUV) 
bekämpft die Union soziale Ausgrenzung 
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und Diskriminierungen und fördert soziale 
Gerechtigkeit und sozialen Schutz; 
außerdem kann sie Initiativen zur 
Koordinierung der Sozialpolitik der 
Mitgliedstaaten ergreifen. Gemäß Artikel 9 
AEU-Vertrag trägt die Union bei der 
Festlegung und Durchführung ihrer Politik 
und ihrer Maßnahmen den Erfordernissen 
im Zusammenhang mit der Gewährleistung 
eines angemessenen sozialen Schutzes und 
der Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung 
Rechnung

und Diskriminierungen, fördert soziale 
Gerechtigkeit und gewährt sozialen 
Schutz; außerdem soll sie Initiativen zur 
Koordinierung der Sozialpolitik der 
Mitgliedstaaten ergreifen. Gemäß Artikel 9 
AEU-Vertrag trägt die Union bei der 
Festlegung und Durchführung ihrer Politik 
und ihrer Maßnahmen den Erfordernissen 
im Zusammenhang mit der Förderung 
eines hohen Beschäftigungsniveaus und 
mit der Gewährleistung eines 
angemessenen sozialen Schutzes und der 
Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung 
sowie mit einem hohen Niveau der 
allgemeinen und beruflichen Bildung und 
des Gesundheitsschutzes Rechnung.

Or. de

Änderungsantrag 19
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 4 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die im Jahr 2000 ins Leben gerufene 
Lissabon-Strategie entstand aus der 
Erkenntnis, dass die EU angesichts des 
weltweiten Wettbewerbs, des 
technologischen Wandels und der 
Bevölkerungsalterung ihre Produktivität 
und Wettbewerbsfähigkeit steigern und 
den sozialen Zusammenhang stärken muss. 
Die Lissabon-Strategie wurde 2005 nach 
einer Halbzeitprüfung neu aufgelegt, wobei 
Wachstum sowie Schaffung von mehr und 
besseren Arbeitsplätzen noch stärker in den 
Mittelpunkt gerückt wurden.

(4) Die im Jahr 2000 ins Leben gerufene 
Lissabon-Strategie entstand aus der 
Erkenntnis, dass die EU angesichts des 
weltweiten Wettbewerbs, der 
wirtschaftlichen Verflechtungen und 
Veränderungen, des technologischen 
Wandels und der 
Bevölkerungsveränderung ihre 
Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten und den sozialen Zusammenhang 
stärken muss. Die Lissabon-Strategie 
wurde 2005 nach einer Halbzeitprüfung 
neu aufgelegt, wobei Wachstum sowie 
Schaffung von mehr und besseren 
Arbeitsplätzen noch stärker in den 
Mittelpunkt gerückt wurden. Letztendlich 
wurden die mit der Lissabon-Strategie 
verfolgten Ziele nicht erreicht. Durch 
ihren Schwerpunkt auf 
Wettbewerbsfähigkeit, Kostensenkungen, 
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Abbau des Sozialstaats, immer flexibleren 
Arbeitsmärkten, der allgemeinen 
Liberalisierung der Märkte und 
insbesondere der Deregulierung der 
Finanzmärkte hat sie zu einer 
Verschärfung der Ungleichheit bei der 
Verteilung der Einkommen und 
Vermögen, einem Anstieg der Armut, 
sozialer Ausgrenzung sowie zu 
Niedriglohntätigkeiten und prekären 
Beschäftigungsverhältnissen geführt. Es 
ist nun an der Zeit für eine alternative 
Strategie der Europäischen Union für 
nachhaltige Entwicklung, soziale 
Gerechtigkeit und Vollbeschäftigung.

Or. xm

Änderungsantrag 20
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 5 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Die Lissabon-Strategie für Wachstum 
und Beschäftigung hat dazu beigetragen, 
einen Konsens über die grobe Ausrichtung 
der Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik 
der EU zu erzielen. Im Rahmen dieser 
Strategie hat der Rat 2005 Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik und 
beschäftigungspolitische Leitlinien 
verabschiedet und diese 2008 überarbeitet . 
Die 24 Leitlinien skizzierten die makro-
und mikroökonomischen Prioritäten sowie 
die Prioritäten im Bereich der 
Arbeitsmarktreform für die EU insgesamt 
und legten somit die Grundlagen für die 
nationalen Reformprogramme. Die 
Erfahrung lehrt jedoch, dass die Leitlinien 
keine hinreichend klar definierten 
Prioritäten setzten und nicht stark genug
ineinander griffen. Dadurch hielten sich 
ihre Auswirkungen auf die nationalen 
politischen Entscheidungsprozesse in 

(5) Die Lissabon-Strategie für Wachstum 
und Beschäftigung sollte dazu beigetragen, 
die grobe Ausrichtung der Wirtschafts- und 
Beschäftigungspolitik der EU festzulegen. 
Im Rahmen dieser Strategie hat der Rat 
2005 Grundzüge der Wirtschaftspolitik und 
beschäftigungspolitische Leitlinien 
verabschiedet und diese 2008 überarbeitet. 
Die 24 Leitlinien skizzierten die makro-
und mikroökonomischen Prioritäten sowie 
die Prioritäten im Bereich der 
Arbeitsmarktreform für die EU insgesamt 
und legten somit die Grundlagen für die 
nationalen Reformprogramme. Die 
Erfahrung lehrt jedoch, dass die Leitlinien 
keine hinreichend bindenden Ziele zur 
sozialen, politischen und kulturellen 
Teilhabe aller in der Europäischen Union 
lebenden Menschen und für den 
nachhaltigen ökologischen Umbau der 
Wirtschaft gesetzt haben. Dadurch hielten 



PE442.952v03-00 6/40 AM\820892DE.doc

DE

Grenzen. sich ihre Auswirkungen auf die nationalen 
politischen Entscheidungsprozesse in
Grenzen.

Or. de

Änderungsantrag 21
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 5 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Bevor sie neue Initiativen ins Leben 
ruft, muss die Europäische Union 
bestehende Maßnahmen und deren 
Umsetzung erheblich verbessern.

Or. en

Änderungsantrag 22
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 6 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die 
2008 begann, resultierte in beträchtlichen 
Arbeitsplatzverlusten und einem starken 
Rückgang des Produktionspotenzials, und 
führte zu einer dramatischen 
Verschlechterung der öffentlichen 
Finanzen. Gleichwohl hat das Europäische 
Konjunkturprogramm den Mitgliedstaaten 
zum Teil durch koordinierte 
fiskalpolitische Impulse im Umgang mit 
der Krise geholfen, wobei der Euro als 
Anker für die makroökonomische Stabilität 
fungierte. So hat die Krise gezeigt, dass 
sich mit einer wirksamen und engen 
Koordinierung der Unionspolitiken 
greifbare Ergebnisse erzielen lassen. 
Außerdem machte sie deutlich, wie eng die 

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die 
2008 begann, resultierte in beträchtlichen 
Arbeitsplatzverlusten und einem starken 
Rückgang des Produktionspotenzials, und 
führte zu einer dramatischen 
Verschlechterung der öffentlichen 
Finanzen. Gleichwohl hat das Europäische 
Konjunkturprogramm den Mitgliedstaaten 
zum Teil durch koordinierte 
fiskalpolitische Impulse im Umgang mit 
der Krise geholfen, wobei der Euro als 
Anker für die makroökonomische Stabilität 
fungierte. So hat die Krise gezeigt, dass 
sich mit einer wirksamen und engen 
Koordinierung der Unionspolitiken 
greifbare Ergebnisse hätten erzielen lassen. 
Darüber hinaus machte sie deutlich, dass 
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Volkswirtschaften und Arbeitsmärkte der 
Mitgliedstaaten miteinander verflochten 
sind.

der Binnenmarkt dringend um eine 
soziale und ökologische Union ergänzt 
werden muss, damit weniger Menschen 
unter den Auswirkungen der kommenden 
kapitalistischen Krisen leiden müssen.

Or. de

Änderungsantrag 23
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 6 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die 
2008 begann, resultierte in beträchtlichen 
Arbeitsplatzverlusten und einem starken 
Rückgang des Produktionspotenzials, und 
führte zu einer dramatischen 
Verschlechterung der öffentlichen 
Finanzen. Gleichwohl hat das Europäische 
Konjunkturprogramm7 den Mitgliedstaaten 
zum Teil durch koordinierte 
fiskalpolitische Impulse im Umgang mit 
der Krise geholfen, wobei der Euro als 
Anker für die makroökonomische 
Stabilität fungierte. So hat die Krise 
gezeigt, dass sich mit einer wirksamen und 
engen Koordinierung der Unionspolitiken
greifbare Ergebnisse erzielen lassen. 
Außerdem machte sie deutlich, wie eng die 
Volkswirtschaften und Arbeitsmärkte der 
Mitgliedstaaten miteinander verflochten 
sind.

(6) Die Finanz- und Wirtschaftskrise, die 
2008 begann, resultierte in beträchtlichen 
Arbeitsplatzverlusten und einem starken 
Rückgang des Produktionspotenzials, und 
führte zu einer dramatischen 
Verschlechterung der öffentlichen 
Finanzen. Gleichwohl hat das Europäische 
Konjunkturprogramm7 den Mitgliedstaaten 
zum Teil durch koordinierte 
fiskalpolitische Impulse im Umgang mit 
der Krise geholfen. So hat die Krise 
gezeigt, dass sich mit einer wirksamen 
Koordinierung einiger EU-Politiken unter 
Beachtung des Subsidiaritätsprinzips 
Unionspolitiken greifbare Ergebnisse 
erzielen lassen. Außerdem machte sie 
deutlich, wie eng die Volkswirtschaften 
und Arbeitsmärkte der Mitgliedstaaten 
miteinander verflochten sind.

Or. en

Änderungsantrag 24
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 7 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Die Kommission hat vorgeschlagen, 
eine neue Strategie für das nächste 
Jahrzehnt, die Strategie Europa 2020, zu 
konzipieren, damit die EU gestärkt aus 
dieser Krise hervorgehen und ihre 
Wirtschaft in ein intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum überführen 
kann. Es wurden fünf gemeinsame 
Kernziele festgelegt, die unter den 
jeweiligen Leitlinien aufgeführt sind und 
an denen sich das Handeln der 
Mitgliedstaaten und der Union ausrichten 
soll. Die Mitgliedstaaten sollten alles 
daransetzen, die nationalen Ziele zu
erreichen und Wachstumsengpässe zu
beseitigen.

(7) Die Kommission hat vorgeschlagen, 
eine neue Strategie für das nächste 
Jahrzehnt, die Strategie Europa 2020, zu 
konzipieren, damit die EU gestärkt aus 
dieser Krise hervorgehen und auch 
künftige Umbrüche und Krisen besser 
gestalten und ihre Wirtschaft in ein 
zukunftsfähiges, ökologisch und 
ökonomisch nachhaltiges und integratives 
Wirtschaften überführen kann. Es wurden 
gemeinsame Kernziele festgelegt, die unter 
den jeweiligen Leitlinien aufgeführt sind 
und an denen sich das Handeln der
Mitgliedstaaten und der Union ausrichten 
soll. Die Mitgliedstaaten sollten die 
nationalen Ziele erreichen und Hindernisse
beseitigen, die einem 
Umstruktrierungsprozess mit der 
Schaffung von mehr und qualitativ 
hochwertigen Arbeitsplätzen 
entgegenstehen.

Or. de

Änderungsantrag 25
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 8 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für 
die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
sollten die Mitgliedstaaten ehrgeizige 
Reformen durchführen, um die
makroökonomische Stabilität und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen
zu sichern, die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken, die makroökonomischen 
Ungleichgewichte zu verringern und die 
Arbeitsmarktlage zu verbessern. Die 
Rücknahme der Konjunkturmaßnahmen 
sollte im Rahmen des Stabilitäts- und 

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für 
die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
sollten die Mitgliedstaaten ehrgeizige 
Reformprogramme durchführen, um eine 
bessere makroökonomische Leistung zu 
sichern, die auf eine sozial und ökologisch 
nachhaltige Entwicklung ausgerichtet ist, 
die makroökonomischen Ungleichgewichte 
zu verringern und hochwertige 
Beschäftigung und sozialen Schutz zu 
fördern. Die Konjunkturmaßnahmen 
sollten für die nächsten drei bis fünf 
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Wachstumspakts erfolgen und koordiniert 
werden.

Jahre fortgesetzt werden, um die 
wirtschaftliche Stagnation und den 
Anstieg der Arbeitslosigkeit zu bewältigen.
Koordinierte Konjunkturmaßnahmen auf 
der Ebene der Mitgliedstaaten und der 
EU müssen im Rahmen eines gezielten 
EU-Konjunkturprogramms, unter 
Einbeziehung geschlechterspezifischer 
Aspekte in all ihren Komponenten und 
der Bereitstellung von einem Prozent des 
BIP der EU für Investitionen in eine 
ökologisch, sozial und wirtschaftlich 
nachhaltige Entwicklung ausgerichtet 
sein und damit eine Einstiegsstrategie für 
neue hochwertige Arbeitsplätze darstellen.

Or. en

Änderungsantrag 26
Olle Ludvigsson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 8 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für 
die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
sollten die Mitgliedstaaten ehrgeizige 
Reformen durchführen, um die 
makroökonomische Stabilität und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu 
sichern, die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken, die makroökonomischen 
Ungleichgewichte zu verringern und die 
Arbeitsmarktlage zu verbessern. Die 
Rücknahme der Konjunkturmaßnahmen 
sollte im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts erfolgen und koordiniert 
werden.

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für 
die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
sollten die Mitgliedstaaten ehrgeizige 
Reformen durchführen, um die 
makroökonomische Stabilität und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu 
sichern, die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken, die makroökonomischen 
Ungleichgewichte zu verringern, den 
sozialen Zusammenhalt zu stärken und 
die Arbeitsmarktlage zu verbessern. Die 
schrittweise Rücknahme der 
Konjunkturmaßnahmen, die eingeleitet 
werden sollte, sobald die Wirtschaft auf 
dem Weg zu einem nachhaltigen 
Aufschwung ist, sollte unter anderem im 
Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts erfolgen und koordiniert 
werden.

Or. en
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Änderungsantrag 27
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 8 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für 
die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
sollten die Mitgliedstaaten ehrgeizige
Reformen durchführen, um die 
makroökonomische Stabilität und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu 
sichern, die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken, die makroökonomischen 
Ungleichgewichte zu verringern und die 
Arbeitsmarktlage zu verbessern. Die 
Rücknahme der Konjunkturmaßnahmen 
sollte im Rahmen des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts erfolgen und koordiniert 
werden.

(8) Im Rahmen umfassender Strategien für 
die Bewältigung der Wirtschaftskrise 
sollten die Mitgliedstaaten 
Strukturreformen durchführen, um die 
makroökonomische Stabilität und die 
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen zu 
sichern, die Wettbewerbsfähigkeit zu 
stärken, die makroökonomischen 
Ungleichgewichte zu verringern und die 
Produktivität und die Arbeitsmarktlage zu 
verbessern. Die Rücknahme der 
Konjunkturmaßnahmen sollte im Rahmen 
des Stabilitäts- und Wachstumspakts 
erfolgen und koordiniert werden.

Or. en

Änderungsantrag 28
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Im Rahmen der Strategie Europa 2020 
sollten die Mitgliedstaaten Reformen 
durchführen, die auf ein intelligentes, d.h. 
wissens- und innovationsgestütztes 
Wachstum abzielen. Die Reformen sollten 
darauf ausgerichtet sein, die Qualität des 
Bildungssystems zu verbessern, allen 
Menschen Zugang zur Bildung zu bieten 
sowie die Leistungsfähigkeit der 
Forschung und der Unternehmen zu 
steigern, um Innovation und 
Wissenstransfer innerhalb der EU zu 

(9) Im Rahmen der Strategie Europa 2020 
sollten die Mitgliedstaaten Reformen 
durchführen, die auf ein intelligentes, d.h. 
wissens- und innovationsgestütztes 
Wirtschaften abzielen. Die Reformen 
sollten darauf ausgerichtet sein, die 
Qualität des Bildungssystems zu 
verbessern, allen Menschen Zugang zur 
Bildung zu bieten sowie die 
Leistungsfähigkeit der Forschung und der 
Unternehmen zu sichern, um Innovation 
und Wissenstransfer zu fördern. Sie sollten 
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fördern. Sie sollten die unternehmerische 
Tätigkeit fördern und dazu beitragen, 
innovative Ideen in innovative Produkte, 
Dienstleistungen und Prozesse umzusetzen, 
durch die Wachstum, hochwertige 
Arbeitsplätze sowie territorialer,
wirtschaftlicher und sozialer
Zusammenhalt entstehen können und die 
dazu beitragen, die europäischen und 
weltweiten gesellschaftlichen 
Herausforderungen wirksamer anzugehen. 
In diesem Zusammenhang ist eine optimale 
Nutzung der Informations- und 
Kommunikationstechnologien von 
zentraler Bedeutung.

wirtschaftliches Handeln fördern, das 
dazu beiträgt, innovative Ideen in 
innovative Produkte, innovative - vor 
allem sozial hochwertige -
Dienstleistungen und Prozesse umzusetzen, 
durch die hochwertige Arbeitsplätze sowie 
territorialer und wirtschaftlicher 
Zusammenhalt mit umfassender sozialer 
Absicherung auf hohem Niveau entstehen 
können und die dazu beitragen, die 
europäischen und weltweiten 
gesellschaftlichen Herausforderungen 
wirksamer anzugehen. In diesem 
Zusammenhang ist eine optimale Nutzung 
der Informations- und
Kommunikationstechnologien von 
zentraler Bedeutung. 

Or. de

Änderungsantrag 29
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9a) Zur Förderung des 
Wirtschaftswachstums sollten die 
Mitgliedstaaten die bürokratische 
Belastung abbauen, übermäßige 
Regulierung verringern, hohe Steuern 
senken sowie protektionistische 
Maßnahmen vermeiden.

Or. en

Änderungsantrag 30
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9 b (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9b) Die Schaffung eines effizienten 
Binnenmarktes ist ein wesentliches 
Element bei der Messung der 
volkswirtschaftlichen Gesamtleistung der 
EU; besonders wichtig ist, dass durch die 
Währungsunion wirtschaftliche Vorteile 
entstehen, das Wachstum 
wiederhergestellt wird und neue 
Beschäftigungsmöglichkeiten geschaffen 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 31
Olle Ludvigsson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 10 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 
mit ihren Reformprogrammen ein 
nachhaltiges Wachstum anstreben. 
Nachhaltiges Wachstum bedeutet, unter 
Ausschöpfung der Führungsrolle Europas 
im Wettbewerb um die Entwicklung neuer 
Verfahren und Technologien, 
einschließlich umweltfreundlicher 
Technologien, eine ressourceneffiziente, 
nachhaltige und wettbewerbsfähige 
Wirtschaft mit einer gerechten Kosten-
/Nutzenverteilung aufzubauen. Die 
Mitgliedstaaten sollten die erforderlichen 
Reformen durchführen, um die 
Treibhausgasemissionen zu verringern und 
Ressourcen effizient zu nutzen. Zudem 
sollten sie die Rahmenbedingungen für 
Unternehmen verbessern, die Schaffung 
umweltfreundlicher Arbeitsplätze fördern 
und ihre industrielle Basis modernisieren.

(10) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 
mit ihren Reformprogrammen ein 
nachhaltiges Wachstum anstreben. 
Nachhaltiges Wachstum bedeutet, unter 
Ausschöpfung der Führungsrolle Europas 
im Wettbewerb um die Entwicklung neuer 
Verfahren und Technologien, 
einschließlich umweltfreundlicher 
Technologien, eine ressourceneffiziente, 
nachhaltige und wettbewerbsfähige 
Wirtschaft mit einer gerechten Kosten-
/Nutzenverteilung aufzubauen. Diese 
Technologien sollten so weit wie möglich 
allen Unternehmen, einschließlich 
Mikrounternehmen und KMU, 
zugänglich gemacht werden, damit 
umfassende Änderungen zur Förderung 
der Nachhaltigkeit vorgenommen werden 
können. Die Mitgliedstaaten sollten die 
erforderlichen Reformen durchführen, um 
die Treibhausgasemissionen zu verringern 
und Ressourcen effizient zu nutzen. Zudem 
sollten sie die Rahmenbedingungen für 
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Unternehmen verbessern, die Schaffung 
umweltfreundlicher Arbeitsplätze fördern 
und ihre industrielle Basis modernisieren. 
Dieser wichtige Wandel zu einer grünen 
und nachhaltigen Wirtschaft sollte durch 
die Krise nicht aufgehalten oder verzögert 
werden.

Or. en

Änderungsantrag 32
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 10 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(10) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 
mit ihren Reformprogrammen ein 
nachhaltiges Wachstum anstreben. 
Nachhaltiges Wachstum bedeutet, unter 
Ausschöpfung der Führungsrolle 
Europas im Wettbewerb um die 
Entwicklung neuer Verfahren und 
Technologien, einschließlich
umweltfreundlicher Technologien, eine 
ressourceneffiziente, nachhaltige und 
wettbewerbsfähige Wirtschaft mit einer 
gerechten Kosten-/Nutzenverteilung
aufzubauen. Die Mitgliedstaaten sollten die 
erforderlichen Reformen durchführen, um 
die Treibhausgasemissionen zu verringern 
und Ressourcen effizient zu nutzen. Zudem 
sollten sie die Rahmenbedingungen für 
Unternehmen verbessern, die Schaffung 
umweltfreundlicher Arbeitsplätze fördern 
und ihre industrielle Basis modernisieren.

(10) Außerdem sollten die Mitgliedstaaten 
mit ihren Reformprogrammen eine 
nachhaltige Entwicklung anstreben. 
Nachhaltige Entwicklung bedeutet, die 
Entwicklung neuer Verfahren und 
Technologien, vor allem
umweltfreundlicher Technologien 
voranzutreiben, um eine 
ressourceneffiziente, nachhaltige 
Wirtschaft aufzubauen. Die 
Mitgliedstaaten sollten die erforderlichen 
Reformen durchführen, um die 
Treibhausgasemissionen zu verringern und 
Ressourcen effizient zu nutzen. Zudem 
sollten sie die Rahmenbedingungen für 
kleine und mittelständische Unternehmen 
verbessern, die Schaffung 
umweltfreundlicher und nachhaltiger
Arbeitsplätze fördern und ihre industrielle 
Basis modernisieren. Insbesondere für den 
Bereich Produktkonversion müssen 
ausreichende finanzielle Mittel 
bereitgestellt werden, um die daraus 
resultierenden Umstruktrierungsprozesse 
und die Auswirkungen für Arbeitnehmer 
bewältigen zu können.

Or. de
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Änderungsantrag 33
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 11 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollten darüber hinaus ein 
integratives Wachstum anstreben. 
Integratives Wachstum bedeutet, 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
schaffen, in dessen Rahmen die Menschen 
befähigt werden, Veränderungen zu 
antizipieren und zu bewältigen und 
dergestalt aktiv am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben teilzunehmen. 
Daher sollten die Reformen der 
Mitgliedstaaten darauf ausgerichtet sein, 
allen lebenslang Zugangsmöglichkeiten 
und Chancen zu bieten und somit Armut 
und soziale Ausgrenzung dadurch zu 
verringern, dass Hindernisse für die 
Erwerbsbeteiligung insbesondere von 
Frauen, älteren Arbeitnehmern, jungen 
Menschen, Behinderten und legalen
Migranten abgebaut werden. Außerdem 
sollten sie sicherstellen, dass die Vorteile 
des Wirtschaftswachstums allen Bürgern 
und allen Regionen zugute kommen. Den 
Kern der Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollte daher die 
Gewährleistung eines reibungslos 
funktionierenden Arbeitsmarkts bilden; 
dazu soll in erfolgreiche Übergänge, eine 
angemessene Qualifikationsentwicklung 
und die Verbesserung der 
Arbeitsplatzqualität investiert, die 
Arbeitsmarktsegmentierung, strukturelle 
Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit 
abgebaut sowie ein angemessener, 
nachhaltiger Sozialschutz und eine aktive 
Eingliederung sichergestellt werden.

(11) Die Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollten ein integratives 
Wirtschaften anstreben. Integratives 
Wirtschaften bedeutet, gesellschaftlichen 
Zusammenhalt zu schaffen, in dessen 
Rahmen die Menschen befähigt werden, 
Veränderungen zu antizipieren und zu 
bewältigen und dergestalt aktiv am 
politischen, gesellschaftlichen und 
kulturellen Leben teilzunehmen. Daher 
sollten die Reformen der Mitgliedstaaten 
darauf ausgerichtet sein, allen lebenslang 
Zugangsmöglichkeiten zu Armut 
verhindernden Einkommen und 
qualifizierten Dienstleistungen 
sicherzustellen für ein würdiges, 
selbstbestimmtes Leben und somit Armut 
und soziale Ausgrenzung dadurch zu 
verringern, dass Hindernisse für die 
selbstbestimmte Erwerbsbeteiligung 
insbesondere von Frauen, älteren 
Arbeitnehmern – insbesondere Frauen –, 
jungen Menschen, Menschen mit 
Behinderung und Migranten abgebaut 
werden. Außerdem sollten sie sicherstellen, 
dass die Vorteile des nachhaltigen und 
integrativen Wirtschaftens allen Bürgern 
und allen Regionen zugute kommen. Den 
Kern der Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollte daher die 
Gewährleistung eines integrativen
Arbeitsmarkts bilden; dazu soll in 
erfolgreiche Eingliederung und
Übergänge, eine angemessene 
Qualifikationsentwicklung und die 
Verbesserung der Arbeitsqualität nach den 
Grundsätzen der menschenwürdigen 
Arbeit ("decent work") der 
Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO) und bezugnehmend auf die 
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Schlussfolgerungen des informellen 
Treffens der Arbeits- und Sozialminister 
in Berlin vom 18. bis 20. Januar 2007 
zum Thema "GUTE ARBEIT"1investiert, 
die Arbeitsmarktsegmentierung, 
strukturelle Arbeitslosigkeit und 
unfreiwillige Nichterwerbstätigkeit 
abgebaut sowie eine umfassende, über 
Armutsverhinderung hinausgehende 
soziale Sicherung und gesellschaftliche 
und kulturelle Teilhabe sichergestellt 
werden. Gleichzeitig müssen 
wirtschaftliche und soziale 
Ungleichheiten massiv abgebaut werden.
_____
1 "Europa braucht vermehrte und gemeinsame 
Anstrengungen zur Förderung der 
Arbeitnehmerrechte und Teilhabe, faire Löhne, 
Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit 
sowie eine familienfreundliche 
Arbeitsorganisation. Gute und faire 
Arbeitsbedingungen sowie ein angemessener 
sozialer Schutz sind unabdingbar für die 
Akzeptanz der Europäischen Union bei den 
Bürgerinnen und Bürgern."

Or. de

Änderungsantrag 34
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 11 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) Die Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollten darüber hinaus ein 
integratives Wachstum anstreben. 
Integratives Wachstum bedeutet, 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
schaffen, in dessen Rahmen die Menschen 
befähigt werden, Veränderungen zu 
antizipieren und zu bewältigen und 
dergestalt aktiv am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben teilzunehmen. 
Daher sollten die Reformen der 
Mitgliedstaaten darauf ausgerichtet sein, 

(11) Die Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollten darüber hinaus ein 
integratives Wachstum anstreben. 
Integratives Wachstum bedeutet, 
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu 
schaffen, in dessen Rahmen die Menschen 
befähigt werden, Veränderungen zu 
antizipieren und zu bewältigen, die von 
neuen Technologien, der 
Automatisierung und der EDV-
Revolution verursacht werden, und 
dergestalt aktiv am gesellschaftlichen und 
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allen lebenslang Zugangsmöglichkeiten 
und Chancen zu bieten und somit Armut 
und soziale Ausgrenzung dadurch zu 
verringern, dass Hindernisse für die 
Erwerbsbeteiligung insbesondere von 
Frauen, älteren Arbeitnehmern, jungen 
Menschen, Behinderten und legalen 
Migranten abgebaut werden. Außerdem 
sollten sie sicherstellen, dass die Vorteile 
des Wirtschaftswachstums allen Bürgern 
und allen Regionen zugute kommen. Den 
Kern der Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollte daher die 
Gewährleistung eines reibungslos 
funktionierenden Arbeitsmarkts bilden; 
dazu soll in erfolgreiche Übergänge, eine 
angemessene Qualifikationsentwicklung 
und die Verbesserung der 
Arbeitsplatzqualität investiert, die 
Arbeitsmarktsegmentierung, strukturelle 
Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit 
abgebaut sowie ein angemessener, 
nachhaltiger Sozialschutz und eine aktive 
Eingliederung sichergestellt werden.

wirtschaftlichen Leben teilzunehmen. 
Daher sollten die Reformen der 
Mitgliedstaaten darauf ausgerichtet sein, 
allen lebenslang Zugangsmöglichkeiten 
und Chancen zu bieten und somit Armut 
und soziale Ausgrenzung dadurch zu 
verringern, dass Hindernisse für die 
Erwerbsbeteiligung insbesondere von 
Frauen, älteren Arbeitnehmern, jungen 
Menschen, Behinderten und legalen 
Migranten abgebaut werden. Außerdem 
sollten sie sicherstellen, dass die Vorteile 
des Wirtschaftswachstums allen Bürgern 
und allen Regionen zugute kommen. Den 
Kern der Reformprogramme der 
Mitgliedstaaten sollte daher die 
Gewährleistung eines reibungslos 
funktionierenden, flexiblen Arbeitsmarkts 
bilden; dazu soll in erfolgreiche 
Übergänge, eine angemessene 
Qualifikationsentwicklung und die 
Verbesserung der Arbeitsplatzqualität 
investiert, die Arbeitsmarktsegmentierung, 
strukturelle Arbeitslosigkeit und 
Nichterwerbstätigkeit abgebaut sowie ein 
angemessener, nachhaltiger Sozialschutz 
und eine aktive Eingliederung 
sichergestellt werden.

Or. en

Änderungsantrag 35
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 11 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11a) Mit Blick auf das Ziel des 
"inklusiven Wachstums" sollten die 
Mitgliedstaaten auf Initiative der 
Kommission einen Rechtsrahmen für die 
neuen Beschäftigungsformen setzen, der 
den betroffenen Beschäftigten die 
rechtliche Gleichstellung gewährleistet 
und dabei Beschäftigung ermöglicht, die 
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nicht eine weitere Aufspaltung des 
Arbeitsmarktes fördert, und der einen 
umfassenden Schutz der individuellen 
und kollektiven Rechte der Arbeitnehmer 
garantiert und die erforderliche soziale 
Absicherung der Arbeitnehmer 
gewährleistet.

Or. de

Änderungsantrag 36
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 12 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12) Die Strukturreformen der EU und 
der Mitgliedstaaten können dann wirklich 
zu Wachstum und Beschäftigung 
beitragen, wenn sie die 
Wettbewerbsfähigkeit der EU in der 
Weltwirtschaft stärken, den Exporteuren 
in der EU neue Möglichkeiten eröffnen 
und wichtige Einfuhrerzeugnisse zu 
wettbewerbsfähigen Konditionen 
zugänglich machen. Deswegen sollten sie 
die möglichen Folgen für die 
Wettbewerbsfähigkeit nach außen 
berücksichtigen, um das Wachstum in 
Europa und die Teilhabe an weltweit 
offenen und fairen Märkten zu fördern.

entfällt

Or. de

Änderungsantrag 37
Olle Ludvigsson

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 12 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Im Zuge der Ausarbeitung und 
Durchführung der Strukturreformen 
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sollten die Mitgliedstaaten besonders 
bestrebt sein, sicherzustellen, dass das 
geförderte Wachstum 
beschäftigungsintensiv und mit der 
Schaffung einer wesentlichen Zahl von 
Arbeitsplätzen in der Realwirtschaft 
verbunden ist.

Or. en

Änderungsantrag 38
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 13 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13) Die Strategie Europa 2020 muss durch 
ein integriertes Maßnahmenbündel 
unterlegt werden, das die Mitgliedstaaten 
in vollem Umfang und identischem Tempo
umsetzen sollten, damit die positiven 
Spillover-Effekte koordinierter 
Strukturreformen greifen.

(13) Die Strategie Europa 2020 muss durch 
ein integriertes Maßnahmenbündel 
unterlegt werden, das die Mitgliedstaaten 
in vollem Umfang umsetzen sollten, damit 
die positiven Spillover-Effekte 
koordinierter Strukturreformen greifen.

Or. en

Änderungsantrag 39
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 13 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(13a) Die Mitgliedstaaten sollten bei der 
Programmierung und Durchführung 
einer EU-Finanzierung, einschließlich 
aus dem Europäischen Sozialfonds und 
dem Kohäsionsfonds, der Strategie 
Europa 2020, insbesondere deren 
beschäftigungs- und sozialpolitischen 
Aspekten, Rechnung tragen.

Or. de
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Änderungsantrag 40
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 14 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Auch wenn sich diese Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten richten, sollte die Strategie 
Europa 2020 in Partnerschaft mit allen 
nationalen, regionalen und kommunalen 
Behörden und in enger Zusammenarbeit 
mit den Parlamenten, den Sozialpartnern
sowie den Vertretern der Zivilgesellschaft 
umgesetzt werden, die in die Erarbeitung 
der nationalen Reformprogramme, ihre 
Umsetzung und die umfassende 
Kommunikation über die Strategie 
einbezogen werden sollten.

(14) Auch wenn sich diese Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten richten, ist es unerlässlich,
die Strategie Europa 2020 in Partnerschaft 
mit allen nationalen, regionalen und 
kommunalen Behörden und in enger 
Zusammenarbeit mit den Parlamenten, 
sowie den Vertretern der Zivilgesellschaft 
umzusetzen. Eine besondere Rolle kommt 
dabei den Sozialpartnern auf nationaler 
Ebene zu, denn ohne ihre Beteiligung ist 
eine praktische Umsetzung der 
Beschäftigungsstrategie in den Betrieben 
nicht möglich. Alle Akteure sind 
gleichberechtigt in die Erarbeitung der 
nationalen Reformprogramme, ihre 
Umsetzung und die umfassende 
Kommunikation über die Strategie 
einzubeziehen.

Or. de

Änderungsantrag 41
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 14 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Auch wenn sich diese Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten richten, sollte die Strategie 
Europa 2020 in Partnerschaft mit allen 
nationalen, regionalen und kommunalen 
Behörden und in enger Zusammenarbeit 
mit den Parlamenten, den Sozialpartnern 
sowie den Vertretern der Zivilgesellschaft 
umgesetzt werden, die in die Erarbeitung 

(14) Auch wenn sich diese Leitlinien an die 
Mitgliedstaaten richten, sollte die Strategie 
Europa 2020 in Partnerschaft mit allen 
nationalen, regionalen und kommunalen 
Behörden und in enger Zusammenarbeit 
mit den Parlamenten, den Sozialpartnern 
sowie den Vertretern der Zivilgesellschaft 
umgesetzt werden, die in die Erarbeitung 
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der nationalen Reformprogramme, ihre 
Umsetzung und die umfassende 
Kommunikation über die Strategie 
einbezogen werden sollten.

der nationalen Reformprogramme, ihre 
Umsetzung und die umfassende 
Kommunikation über die Strategie 
einbezogen werden sollten, da die 
Sozialpolitik den Bedingungen und 
Präferenzen vor Ort Rechnung tragen
muss.

Or. en

Änderungsantrag 42
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 15 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(15) Die Strategie Europa 2020 stützt sich 
auf ein kleineres Bündel von Leitlinien, 
das das bisherige Bündel von 24 Leitlinien 
ersetzt und beschäftigungspolitische 
Fragen und allgemeine 
wirtschaftspolitische Fragen auf kohärente 
Weise behandelt. Die diesem Beschluss 
beigefügten Leitlinien für 
beschäftigungspolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten sind eng mit den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und der Union verbunden, 
die der Empfehlung des Rates […] vom 
[…] beigefügt sind. Sie bilden zusammen 
die integrierten Leitlinien zu Europa 2020.

(15) Die Strategie Europa 2020 stützt sich 
auf ein Bündel von Leitlinien, das das 
bisherige Bündel von 24 Leitlinien ersetzt 
und beschäftigungspolitische Fragen und 
allgemeine wirtschaftspolitische Fragen auf 
kohärente Weise behandelt. Die diesem 
Beschluss beigefügten Leitlinien für 
beschäftigungspolitische Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten sind eng mit den 
Grundzügen der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten und der Union verbunden, 
die der Empfehlung des Rates […] vom 
[…] beigefügt sind. Sie bilden zusammen 
die integrierten Leitlinien zu Europa 2020.

Or. de

Änderungsantrag 43
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 16 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Diese neuen integrierten Leitlinien 
basieren auf den Schlussfolgerungen des 

(16) Diese neuen integrierten Leitlinien 
basieren auf den Schlussfolgerungen des 
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Europäischen Rates. Sie geben den 
Mitgliedstaaten eine präzise Richtschnur 
für die Festlegung ihrer nationalen 
Reformprogramme und Durchführung von 
Reformen vor, welche die enge 
Verflechtung der Mitgliedstaaten 
widerspiegeln und mit dem Stabilitäts-
und Wachstumspakt im Einklang stehen. 
Diese Leitlinien werden die Grundlage für 
alle länderspezifischen Empfehlungen 
bilden, die der Rat gegebenenfalls an die 
Mitgliedstaaten richtet. Desgleichen 
werden sie die Grundlage für die 
Abfassung des Gemeinsamen 
Beschäftigungsberichts bilden, den der Rat 
jährlich an die Kommission und den 
Europäischen Rat übermittelt.

Europäischen Rates. Sie geben den 
Mitgliedstaaten eine präzise Richtschnur 
für die Festlegung ihrer nationalen 
Reformprogramme und Durchführung von 
Reformen vor, welche die enge 
Verflechtung der Mitgliedstaaten 
widerspiegeln. Diese Leitlinien werden die 
Grundlage für alle länderspezifischen 
Empfehlungen bilden, die der Rat 
gegebenenfalls an die Mitgliedstaaten 
richtet. Desgleichen werden sie die 
Grundlage für die Abfassung des 
Gemeinsamen Beschäftigungsberichts 
bilden, den der Rat jährlich an die 
Kommission und den Europäischen Rat 
übermittelt.

Or. de

Änderungsantrag 44
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 17 a (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17a) In der Zwischenzeit sollten die 
ergriffenen Maßnahmen und die 
Ergebnisse daraus wissenschaftlich 
ausgewertet und einer kritischen 
Bestandsaufnahme unterzogen werden.

Or. de

Änderungsantrag 45
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz - 1 (neu) 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei allen im Rahmen der 
beschäftigungspolitischen Leitlinien 
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ergriffenen Maßnahmen werden die 
Gleichstellung von Männern und Frauen 
sowie geschlechterspezifische Aspekte 
besonders berücksichtigt. Dies umfasst 
positive politische Maßnahmen, mit denen 
Frauenrechte und die Gleichstellung der 
Frau gefördert werden sollen. Die 
Systeme der sozialen Sicherung sollten im
Hinblick auf eine Beseitigung von 
Elementen, die Ungleichheiten 
verursachen, überprüft, bessere 
Arbeitsbedingungen in den Sektoren, in 
denen Frauen stark vertreten sind, 
sichergestellt, unfreiwillige Teilzeitarbeit 
verringert und die Gleichheit der 
Geschlechter bei der Ausbildung und im 
Bildungswesen gewährleistet werden. In 
diesem Rahmen setzt die EU ein Ziel für 
die Verringerung des 
geschlechtsspezifischen Lohngefälles bis 
2020 auf 0 bis 5 Prozent fest. Ferner setzt 
die EU Zielvorgaben für die verbesserte 
Gewährleistung zugänglicher, 
finanzierbarer, flexibler und hochwertiger 
Betreuungsdienste für alle, insbesondere 
den Zugang zu 
Kinderbetreuungseinrichtungen, fest, 
wobei anzustreben ist, dass 70 Prozent der 
notwendigen Betreuung für Kinder im 
Alter von 0 bis 3 Jahren und 100 Prozent 
der Betreuung für Kinder im Alter von 3 
bis 6 Jahren gewährleistet wird, und sie 
wird für die Dauer der Strategie Europa 
2020 auf der Grundlage einer 
fortlaufenden Überprüfung aktueller und 
potentieller Betreuungsbedürfnisse 
spezifische Zielvorgaben in Bezug auf die 
Betreuung anderer abhängiger, 
einschließlich älterer, Personen 
aufnehmen.

Or. de
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Änderungsantrag 46
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sollten die 
Flexicurity-Grundsätze, die vom Rat 
bestätigt wurden, in ihre 
Arbeitsmarktpolitik integrieren und 
anwenden; in diesem Zusammenhang 
sollten sie die Mittel aus dem 
Europäischen Sozialfonds in vollem 
Umfang dazu nutzen, die 
Beschäftigungsquote zu erhöhen sowie 
der Segmentierung des Arbeitsmarktes, 
der Nichterwerbstätigkeit und der 
Ungleichbehandlung von Männern und 
Frauen entgegenzuwirken, und die 
strukturelle Arbeitslosigkeit abbauen. Die 
Maßnahmen zur Erhöhung der 
Flexibilität und Sicherheit sollten 
ausgewogen sein und sich wechselseitig 
verstärken. Daher sollten die 
Mitgliedstaaten eine Kombination aus 
flexiblen und rechtssicheren 
Arbeitsverträgen, einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, effektivem 
lebenslangen Lernen, einer Politik zur 
Förderung der Arbeitskräftemobilität und 
angemessenen Systemen der sozialen 
Sicherung zur Absicherung beruflicher 
Übergänge einführen, ergänzt durch eine 
eindeutige Festlegung der Rechte der 
Arbeitslosen, aber auch ihrer 
Verpflichtung zur aktiven Arbeitssuche.

In bisherigen empirischen Studien zu den 
EU-Arbeitsmärkten wurde nachgewiesen, 
dass Beschäftigungsflexibilität die 
stärksten negativen Auswirkungen auf die 
Beschäftigungsfähigkeit hat, da flexible 
Arbeitsverträge (Beschäftigung unterhalb 
der Sozialversicherungspflicht, 
Leiharbeit, befristete Arbeitsverhältnisse, 
Projektarbeit usw.) nicht nur mit einem 
niedrigeren Sozialschutz und geringerem 
Einkommen, sondern auch mit fehlenden 
Möglichkeiten der Fortbildung, 
beruflichen Entwicklung und des 
lebenslangen Lernens verknüpft sind, und 
dass eine Beschäftigung umso prekärer 
ist, je flexibler sie ist. Die Mitgliedstaaten 
sollten das Konzept der „guten Arbeit“ 
integrieren und anwenden und in diesem 
Zusammenhang die Mittel aus dem 
Europäischen Sozialfonds in vollem 
Umfang dazu nutzen, die 
Beschäftigungsquote zu erhöhen sowie 
der Segmentierung des Arbeitsmarkts, der 
unfreiwilligen Nichterwerbstätigkeit und 
der Ungleichbehandlung von Männern 
und Frauen entgegenzuwirken, und die 
strukturelle Arbeitslosigkeit abbauen. Mit 
dem Konzept der „guten Arbeit” wird der 
Schwerpunkt auf die Förderung 
hochwertiger Arbeit, die Verbesserung der 
sozialen Sicherheit und der sozialen 
Eingliederung, die Einführung neuer 
Arbeitnehmerrechte und die Stärkung 
bestehender Rechte, die Förderung von 
Gesundheitsschutz und Sicherheit am 
Arbeitsplatz, eine bessere Steuerung 
sozialer Risiken und die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben gelegt. Die 
Mitgliedstaaten sollten energische 
Maßnahmen zur Förderung der 
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Sicherheit durch die Beseitigung prekärer 
Beschäftigungsverhältnisse und der 
atypischen vertraglichen Vereinbarungen 
im Zusammenhang mit derartigen 
unsicheren Beschäftigungsverhältnissen 
einleiten, um atypische 
Beschäftigungsformen, deren Missbrauch 
bestraft werden sollte, einzuschränken 
und abzubauen. Daher müssen die 
Mitgliedstaaten eine Kombination aus 
flexiblen und rechtssicheren 
Arbeitsverträgen, einer aktiven und 
integrativen Arbeitsmarktpolitik, 
effektivem lebenslangen Lernen, einer 
Politik zur Förderung der freiwilligen 
Arbeitskräftemobilität und wirksamen, 
hochwertigen Systemen der sozialen 
Sicherung zur Absicherung beruflicher 
Übergänge einführen, ergänzt durch eine 
eindeutige Festlegung der Rechte der 
Arbeitslosen zu angemessenen 
maßgeschneiderten Lösungen, um eine 
hochwertige Arbeit oder Fortbildung 
ihrer Kenntnisse und Fähigkeiten zu 
finden.

Or. xm

Änderungsantrag 47
Ashley Fox im Namen der ECR-Fraktion

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sollten die Flexicurity-
Grundsätze, die vom Rat bestätigt wurden, 
in ihre Arbeitsmarktpolitik integrieren und 
anwenden; in diesem Zusammenhang 
sollten sie die Mittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds in vollem Umfang dazu 
nutzen, die Beschäftigungsquote zu 
erhöhen sowie der Segmentierung des 
Arbeitsmarktes, der Nichterwerbstätigkeit 
und der Ungleichbehandlung von Männern 
und Frauen entgegenzuwirken, und die 

Die Mitgliedstaaten sollten die Flexicurity-
Grundsätze, die vom Rat bestätigt wurden, 
in ihre Arbeitsmarktpolitik integrieren und 
anwenden; in diesem Zusammenhang 
sollten sie die Mittel aus dem Europäischen 
Sozialfonds in vollem Umfang dazu 
nutzen, die Beschäftigungsquote zu 
erhöhen sowie der Segmentierung des 
Arbeitsmarktes, der Nichterwerbstätigkeit 
und der Ungleichbehandlung von Männern 
und Frauen entgegenzuwirken, und die 
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strukturelle Arbeitslosigkeit abbauen. Die 
Maßnahmen zur Erhöhung der Flexibilität 
und Sicherheit sollten ausgewogen sein 
und sich wechselseitig verstärken. Daher 
sollten die Mitgliedstaaten eine 
Kombination aus flexiblen und 
rechtssicheren Arbeitsverträgen, einer 
aktiven Arbeitsmarktpolitik, effektivem 
lebenslangen Lernen, einer Politik zur 
Förderung der Arbeitskräftemobilität und 
angemessenen Systemen der sozialen 
Sicherung zur Absicherung beruflicher 
Übergänge einführen, ergänzt durch eine 
eindeutige Festlegung der Rechte der 
Arbeitslosen, aber auch ihrer Verpflichtung 
zur aktiven Arbeitssuche.

strukturelle Arbeitslosigkeit abbauen. Die 
Maßnahmen zur Erhöhung der 
Arbeitsmarktflexibilität sind von 
entscheidender Bedeutung. Daher sollten 
die Mitgliedstaaten eine Kombination aus 
flexiblen und rechtssicheren 
Arbeitsverträgen, einer aktiven 
Arbeitsmarktpolitik, effektivem 
lebenslangen Lernen, einer Politik zur 
Förderung der Arbeitskräftemobilität und 
angemessenen Systemen der sozialen 
Sicherung zur Absicherung beruflicher 
Übergänge einführen, ergänzt durch eine 
eindeutige Festlegung der Rechte der 
Arbeitslosen, aber auch ihrer Verpflichtung 
zur aktiven Arbeitssuche.

Or. en

Änderungsantrag 48
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sollten den sozialen 
Dialog verstärken und gegen die 
Segmentierung des Arbeitsmarktes mit 
Maßnahmen zur Überwindung befristeter 
und prekärer Beschäftigungsverhältnisse, 
der Unterbeschäftigung und nicht 
angemeldeter Erwerbstätigkeit vorgehen. 
Die berufliche Mobilität sollte belohnt 
werden. Um die Qualität der Arbeitsplätze
und die Beschäftigungsbedingungen zu 
verbessern, sollte gegen Niedriglöhne 
vorgegangen und sichergestellt werden, 
dass auch Personen mit befristeten
Arbeitsverträgen und Selbständige 
angemessenen Sozialversicherungsschutz 
genießen. Die Arbeitsvermittlungsdienste 
sollten ausgebaut werden und allen, auch 
jungen und von Arbeitslosigkeit bedrohten 
Menschen, zugänglich sein; so sollten den 
Personen, die auf dem Arbeitsmarkt am 

Die Mitgliedstaaten sollten den sozialen 
Dialog nutzen und gegen die 
Segmentierung des Arbeitsmarktes mit 
Maßnahmen zur Überwindung befristeter 
und prekärer Beschäftigungsverhältnisse, 
der Diskriminierung von Frauen, 
Migranten, Älteren und Menschen mit 
Behinderung, der Unterbeschäftigung und 
nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit 
vorgehen. Schwarzarbeit sollte durch 
steuerliche Maßnahmen für 
Geringverdiener und für 
Handwerksdienstleistungen sowie durch 
intensivere Kontrollen von 
Gewerbeaufsicht und 
Sozialversicherungsträgern bekämpft 
werden. Die berufliche Mobilität sollte 
durch arbeits-, sozial- und 
steuerrechtliche Maßnahmen belohnt 
werden. Um die Qualität der Arbeit und die 
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schwersten zu vermitteln sind, speziell auf 
ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
Dienstleistungen angeboten werden.

Beschäftigungsbedingungen zu verbessern, 
muss gegen Niedriglöhne vorgegangen und 
sichergestellt werden, dass auch Personen 
mit prekären und anderen Formen von 
atypischen Arbeitsverträgen und 
Selbständige armutsfesten
Sozialversicherungsschutz genießen. Der 
Rat sollte eine EU-Vorgabe für 
Mindestlöhne (gesetzlich, tarifvertraglich 
vereinbart auf nationaler, regionaler oder 
Branchenebene) vereinbaren, die eine 
Vergütung von mindestens 60% des 
maßgeblichen (nationalen, 
branchenspezifischen usw.) 
Durchschnittseinkommens gewährleistet, 
sowie des Weiteren einen Zeitplan zur 
Einhaltung dieser Vorgabe in allen 
Mitgliedstaaten machen. Die 
Arbeitsvermittlungsdienste müssen 
effektiv ausgebaut werden und allen, auch 
jungen und insbesondere von 
Arbeitslosigkeit bedrohten Menschen, 
zugänglich sein; entsprechende 
Maßnahmen müssen im Rahmen einer 
aktiven, integrativen Arbeitsmarktpolitik 
angeboten werden; so sollten den 
Personen, die auf dem Arbeitsmarkt am 
schwersten zu vermitteln sind, speziell auf 
ihre Bedürfnisse zugeschnittene 
Dienstleistungen angeboten werden.

Or. de

Änderungsantrag 49
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 3 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit
und Erhöhung der Erwerbsbeteiligung 
insbesondere der Geringqualifizierten 
sollten die Mitgliedstaaten im Einklang 
mit Leitlinie 2 der Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik die Steuer- und 

Zur Förderung einer ökologisch und sozial 
nachhaltigen Entwicklung und Erhöhung 
der Erwerbsbeteiligung insbesondere der 
Geringqualifizierten sollten die 
Mitgliedstaaten die Steuer- und 
Sozialleistungssysteme anpassen und die 



AM\820892DE.doc 27/40 PE442.952v03-00

DE

Sozialleistungssysteme überprüfen und 
sich einen Überblick darüber verschaffen, 
inwieweit die öffentlichen Stellen in der 
Lage sind, die erforderliche Unterstützung 
zu leisten. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Erwerbsbeteiligungsquote durch 
Maßnahmen zur Förderung des aktiven 
Alterns, der Gleichstellung der 
Geschlechter sowie gleicher Entlohnung 
und Arbeitsmarkteingliederung von jungen 
Menschen, Behinderten, legalen Migranten 
und anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen erhöhen. Die mit der Schaffung 
von erschwinglichen 
Betreuungsmöglichkeiten und 
arbeitsorganisatorischer Innovation 
einhergehende Politik zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sollte auf eine 
Erhöhung der Beschäftigungsquoten, 
insbesondere bei Jugendlichen, älteren 
Arbeitskräften und Frauen, ausgerichtet 
sein und speziell darauf abzielen, im 
wissenschaftlichen und technischen 
Bereich hochqualifizierte Frauen im Beruf 
zu halten. Außerdem sollten die 
Mitgliedstaaten die Hindernisse beseitigen, 
die Berufsneulingen den Eintritt in den 
Arbeitsmarkt erschweren, in Bereichen, 
wie der grünen Beschäftigung und der 
Pflege, Existenzgründungen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützen 
und soziale Innovationen fördern.

Möglichkeiten der öffentlichen Stellen 
erweitern, die erforderliche Unterstützung 
zu leisten. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Erwerbsbeteiligungsquote durch 
Maßnahmen zur Förderung des Konzepts 
der „guten Arbeit“, der Gleichstellung der 
Geschlechter sowie gleicher Entlohnung 
für gleiche oder gleichwertige Arbeit und 
Arbeitsmarkteingliederung von jungen 
Menschen, Behinderten, Migranten und 
anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen erhöhen. In diesem Sinne ist eine 
Europäische Jugendgarantie erforderlich, 
die das Recht jedes jungen Menschen in 
der EU sichert, bei drohender
Arbeitslosigkeit sofort einen geeigneten 
und gut entlohnten Arbeitsplatz 
entsprechend seinen Qualifikationen und 
Kompetenzen, eine Lehrstelle, eine 
Zusatzausbildung oder eine Kombination 
aus Arbeit und Ausbildung angeboten zu 
bekommen. Die mit der Schaffung von 
erschwinglichen Betreuungsmöglichkeiten 
und arbeitsorganisatorischer Innovation 
einhergehende Politik zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sollte auf eine 
Senkung der Arbeitszeit ohne 
Einkommensverlust und damit auf eine 
Erhöhung der Beschäftigungsquoten, 
insbesondere bei Jugendlichen, älteren 
Arbeitskräften und Frauen, ausgerichtet 
sein und speziell darauf abzielen, im 
wissenschaftlichen und technischen 
Bereich hochqualifizierte Frauen im Beruf 
zu halten. Ferner sollte eine Politik zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie im 
Zuge von Beschäftigungsübergängen 
sowie Auszeiten (in denen u. a. abhängige 
Personen betreut werden oder weitere 
Bildungs- und Ausbildungsmaßnahmen 
oder Freistellungen in Anspruch 
genommen werden) die Sicherheit bei 
Übergängen auf der Grundlage eines 
guten Schutzes der Arbeitsplätze durch 
eine Verbesserung der sozialen Rechte 
und des sozialen Schutzes stärken, um 
Einkommensrisiken zu verhindern und 
um die Aufrechterhaltung und den 
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Erwerb von Ansprüchen im Bereich der 
Altersvorsorge, der Gesundheitsfürsorge 
usw. zu gewährleisten. Die 
Mitgliedstaaten sollten die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben auch durch 
eine deutliche Senkung der 
durchschnittlichen Wochenarbeitszeit 
sowie der gesetzlich festgelegten 
wöchentlichen Höchstarbeitszeiten und 
eine strenge Begrenzung von 
Überstunden fördern. Außerdem sollten 
die Mitgliedstaaten die Hindernisse 
beseitigen, die Berufsneulingen den Eintritt 
in den Arbeitsmarkt erschweren, in 
Bereichen, wie der grünen Beschäftigung 
und der – insbesondere sozialen –
Dienstleistungen mit hoher 
Wertschöpfung, Existenzgründungen und 
die Schaffung von Arbeitsplätzen 
unterstützen und soziale Innovationen 
fördern. Durch eine wirkliche Begrenzung 
des Arbeitslebens sollte jungen Menschen 
und Berufsneulingen der Zugang zum 
Arbeitsmarkt erleichtert werden.

Or. en

Änderungsantrag 50
Olle Ludvigsson

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 3 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
und Erhöhung der Erwerbsbeteiligung 
insbesondere der Geringqualifizierten 
sollten die Mitgliedstaaten im Einklang mit 
Leitlinie 2 der Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik die Steuer- und 
Sozialleistungssysteme überprüfen und 
sich einen Überblick darüber verschaffen, 
inwieweit die öffentlichen Stellen in der 
Lage sind, die erforderliche Unterstützung 
zu leisten. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Erwerbsbeteiligungsquote durch 

Zur Förderung der Wettbewerbsfähigkeit 
und Erhöhung der Erwerbsbeteiligung 
insbesondere der Geringqualifizierten 
sollten die Mitgliedstaaten im Einklang mit 
Leitlinie 2 der Grundzüge der 
Wirtschaftspolitik die Steuer- und 
Sozialleistungssysteme überprüfen und 
sich einen Überblick darüber verschaffen, 
inwieweit die öffentlichen Stellen in der 
Lage sind, die erforderliche Unterstützung 
zu leisten. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Erwerbsbeteiligungsquote durch 
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Maßnahmen zur Förderung des aktiven 
Alterns, der Gleichstellung der 
Geschlechter sowie gleicher Entlohnung 
und Arbeitsmarkteingliederung von jungen 
Menschen, Behinderten, legalen Migranten 
und anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen erhöhen. Die mit der Schaffung 
von erschwinglichen 
Betreuungsmöglichkeiten und 
arbeitsorganisatorischer Innovation 
einhergehende Politik zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sollte auf eine 
Erhöhung der Beschäftigungsquoten, 
insbesondere bei Jugendlichen, älteren 
Arbeitskräften und Frauen, ausgerichtet 
sein und speziell darauf abzielen, im 
wissenschaftlichen und technischen 
Bereich hochqualifizierte Frauen im Beruf 
zu halten. Außerdem sollten die 
Mitgliedstaaten die Hindernisse beseitigen, 
die Berufsneulingen den Eintritt in den 
Arbeitsmarkt erschweren, in Bereichen, 
wie der grünen Beschäftigung und der 
Pflege, Existenzgründungen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützen 
und soziale Innovationen fördern.

Maßnahmen zur Förderung des aktiven 
Alterns, der Gleichstellung der 
Geschlechter sowie gleicher Entlohnung 
und Arbeitsmarkteingliederung von jungen 
Menschen, Behinderten, legalen Migranten 
und anderen besonders schutzbedürftigen 
Personen erhöhen. Die mit der Schaffung 
von erschwinglichen 
Betreuungsmöglichkeiten und 
arbeitsorganisatorischer Innovation 
einhergehende Politik zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie sollte auf eine 
Erhöhung der Beschäftigungsquoten, 
insbesondere bei Jugendlichen, älteren 
Arbeitskräften und Frauen, ausgerichtet 
sein und speziell darauf abzielen, im 
wissenschaftlichen und technischen 
Bereich hochqualifizierte Frauen im Beruf 
zu halten. Außerdem sollten die 
Mitgliedstaaten die Hindernisse beseitigen, 
die Berufsneulingen den Eintritt in den 
Arbeitsmarkt erschweren, in Bereichen, 
wie der grünen Beschäftigung und der 
Pflege, Existenzgründungen und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen unterstützen 
und soziale Innovationen fördern. Bei der 
Stärkung der Funktions- und 
Leistungsfähigkeit des Arbeitsmarktes 
sollten die Mitgliedstaaten die 
Sozialpartner aktiv in innerstaatliche 
Maßnahmen einbinden und ihr Recht auf 
Abschluss und Durchsetzung von 
Kollektivverträgen im Einklang mit den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften und 
Verfahrensweisen umfassend achten.

Or. en

Änderungsantrag 51
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 4 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kernziel der EU, an dem die Kernziel der EU, an dem die 
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Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Erhöhung der 
Beschäftigungsquote der 20- bis 64-
jährigen Frauen und Männer auf 75 % bis 
zum Jahr 2020, indem insbesondere junge 
Menschen, ältere Arbeitnehmer und 
Behinderte intensiver am Erwerbsleben 
beteiligt und legale Migranten besser 
integriert werden.

Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Erhöhung der 
Beschäftigungsquote der 20- bis 64-
jährigen Frauen und Männer auf 75 % bis 
zum Jahr 2020, indem insbesondere junge 
Menschen, ältere Arbeitnehmer -
insbesondere ältere Frauen - und 
Behinderte intensiver am Erwerbsleben 
beteiligt und Migranten besser integriert 
werden.

Or. de

Änderungsantrag 52
Olle Ludvigsson

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 7 – Absatz 4 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Erhöhung der 
Beschäftigungsquote der 20- bis 64-
jährigen Frauen und Männer auf 75 % bis 
zum Jahr 2020, indem insbesondere junge 
Menschen, ältere Arbeitnehmer und 
Behinderte intensiver am Erwerbsleben 
beteiligt und legale Migranten besser 
integriert werden.

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Erhöhung der 
Beschäftigungsquoten der 20- bis 64-
jährigen Frauen und Männer auf 
mindestens 75 % bis zum Jahr 2020, 
indem insbesondere junge Menschen, 
ältere Arbeitnehmer und Behinderte 
intensiver am Erwerbsleben beteiligt und 
legale Migranten besser integriert werden.

Or. en

Änderungsantrag 53
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 8 – Titel

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

 Leitlinie 8: Heranbildung von 
Arbeitskräften, deren Qualifikationen den 
Anforderungen des Arbeitsmarkts 
entsprechen, Förderung der 

 Leitlinie 8: Verbesserung des Aus- und 
Weiterbildungsniveaus bei Arbeitnehmern 
und die Förderung des lebenslangen 
Lernens
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Arbeitsplatzqualität und des lebenslangen 
Lernens

Or. de

Änderungsantrag 54
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 8 – Absatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sollten die 
Produktivität und 
Beschäftigungsfähigkeit durch ein 
angemessenes Bildungs- und 
Qualifikationsangebot fördern, damit der 
aktuellen und zukünftigen Nachfrage auf 
dem Arbeitsmarkt entsprochen werden 
kann. Hochwertige 
Erstausbildungsangebote und eine 
attraktive berufliche Weiterbildung müssen 
durch wirksame Anreize zum lebenslangen 
Lernen, Bildungsangebote, die eine zweite 
Chance zum Schulabschluss bieten und
gewährleisten, dass jeder Erwachsene 
Möglichkeiten zur Höherqualifizierung 
erhält, sowie durch eine gezielte 
Migrations- und Integrationspolitik ergänzt 
werden. Die Mitgliedstaaten sollten
Systeme zur Anerkennung von erworbenen 
Kompetenzen entwickeln, Hemmnisse für 
die berufliche und geografische Mobilität 
von Arbeitnehmern beseitigen, den Erwerb 
bereichsübergreifender Kompetenzen 
sowie Kreativität fördern und ihre 
Anstrengungen vor allem darauf 
konzentrieren, Personen mit geringem 
Qualifikationsniveau zu unterstützen und 
die Beschäftigungsfähigkeit älterer 
Arbeitnehmer zu erhöhen; gleichzeitig 
sollten sie Weiterbildung, Qualifizierung 
und Berufserfahrung hochqualifizierter
Arbeitskräfte, einschließlich Forscher, 
fördern.

Die Mitgliedstaaten sollten ein 
umfassendes Bildungs- und 
Qualifikationsangebot fördern, damit 
Arbeitnehmer unter den Bedingungen 
permanenter Umstrukturierungs- und 
Veränderungsprozesse in allen drei 
Sektoren des Arbeitsmarktes einen 
dauerhaft und auf Vollzeit angelegten 
Arbeitsplatz erhalten können, der ihre 
Existenz sichert und gesellschaftliche und 
kulturelle Teilhabe ermöglicht. 
Hochwertige Erstausbildungsangebote und 
eine attraktive berufliche Weiterbildung 
müssen durch wirksame Anreize zum 
lebenslangen Lernen, Bildungsangebote, 
die eine zweite Chance zum 
Schulabschluss bieten und gewährleisten, 
dass jeder Erwachsene jederzeit
Möglichkeiten zur Höherqualifizierung 
erhält, sowie durch eine gezielte 
Migrations- und Integrationspolitik ergänzt 
werden. Die Mitgliedstaaten müssen
Systeme zur Anerkennung von erworbenen 
Kompetenzen entwickeln, Hemmnisse für 
die berufliche und geografische Mobilität 
von Arbeitnehmern beseitigen, den Erwerb 
bereichsübergreifender Kompetenzen 
sowie Kreativität fördern, ihre 
Anstrengungen vor allem darauf 
konzentrieren, Personen mit geringem 
Qualifikationsniveau zu unterstützen, und 
Diskriminierung beim Zugang zu Aus-
und Weiterbildung bekämpfen; 
gleichzeitig sollten sie Weiterbildung, 
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Qualifizierung und Berufserfahrung 
qualifizierter Arbeitskräfte, einschließlich 
Forscher, fördern.

Or. de

Änderungsantrag 55
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 8 – Absatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zusammen mit Sozialpartnern und 
Unternehmen sollten die Mitgliedstaaten 
den Zugang zur Ausbildung verbessern und 
die Ausbildung und Berufsberatung durch 
systematische Bereitstellung von 
Informationen über neue 
Arbeitsplatzangebote und 
Beschäftigungsmöglichkeiten, Förderung 
der unternehmerischen Initiative und eine 
verbesserte Antizipation künftiger 
Qualifikationsanforderungen ausbauen. 
Investitionen in die Entwicklung der 
Humanressourcen, Höherqualifizierung 
und die Beteiligung an Systemen des 
lebenslangen Lernens sollten durch 
gemeinsame finanzielle Beiträge von 
Regierungen, Einzelnen und Arbeitgebern 
gefördert werden. Zur Unterstützung 
junger Menschen, und insbesondere 
derjenigen, die weder eine Arbeit haben 
noch eine schulische oder berufliche 
Ausbildung absolvieren, sollten die 
Mitgliedstaaten gemeinsam mit den 
Sozialpartnern Programme auflegen, um 
jungen Menschen nach ihrem
Schulabschluss bei der Suche nach einer 
ersten Anstellung oder Möglichkeiten zur 
allgemeinen und beruflichen 
Weiterbildung, einschließlich einer Lehre, 
behilflich zu sein, und rasch zu 
intervenieren, wenn junge Menschen 
arbeitslos werden. Eine regelmäßige 
Überwachung der Fortschritte, die im 

Zusammen mit den Sozialpartnern und 
Unternehmen sollten die Mitgliedstaaten 
den Zugang zur Ausbildung verbessern und 
die Ausbildung und Berufsberatung durch 
systematische Bereitstellung von 
Informationen über und entsprechender 
Fördermaßnahmen für neue 
Arbeitsplatzangebote und 
Beschäftigungsmöglichkeiten, Förderung 
der unternehmerischen Beteiligung bei der 
Aus- und Weiterbildung und eine 
verbesserte Antizipation künftiger 
Qualifikationsanforderungen ausbauen. 
Investitionen in die Personalplanung und 
-entwicklung, Höherqualifizierung und die 
Beteiligung an Systemen des lebenslangen 
Lernens sollten durch gemeinsame 
finanzielle Beiträge von Regierungen und 
Arbeitgebern gefördert werden. Zur 
Unterstützung junger Menschen, und 
insbesondere derjenigen, die weder eine 
Arbeit haben noch eine schulische oder 
berufliche Ausbildung absolvieren, sollten 
die Mitgliedstaaten gemeinsam mit den 
Sozialpartnern Programme auflegen, um 
jungen Menschen mit oder ohne
Schulabschluss bei der Suche nach einer 
ersten Anstellung oder Möglichkeiten zur 
allgemeinen und beruflichen 
Weiterbildung, einschließlich einer Lehre, 
behilflich zu sein, und rasch zu 
intervenieren, wenn junge Menschen 
arbeitslos werden. Eine regelmäßige 
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Bereich qualifizierender und antizipativer 
Maßnahmen erzielt werden, sollte zur 
Ermittlung der Bereiche, in denen 
Verbesserungsbedarf besteht, und zur 
verstärkten Ausrichtung des 
Ausbildungssystems auf die Erfordernisse 
des Arbeitsmarktes beitragen. Zur 
Unterstützung dieser Ziele sollten die 
Mitgliedstaaten die verfügbaren EU-Mittel
voll ausschöpfen.

Überwachung der Fortschritte, die im 
Bereich qualifizierender und antizipativer 
Maßnahmen erzielt werden, sollte zur 
Ermittlung der Bereiche, in denen 
Verbesserungsbedarf besteht, und zur 
verstärkten Ausrichtung des 
Ausbildungssystems auf zukunftsträchtige 
Arbeitsfelder beitragen. Zur Unterstützung 
dieser Ziele sollten die Mitgliedstaaten die 
verfügbaren EU-Mittel voll ausschöpfen.

Or. de

Änderungsantrag 56
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 9 – Absatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Um allen Zugang zu einer hochwertigen 
allgemeinen und beruflichen Bildung zu 
bieten und bessere Bildungsergebnisse zu 
erzielen, sollten die Mitgliedstaaten 
effizient in das allgemeine und berufliche 
Bildungswesen investieren, mit dem Ziel, 
insbesondere das Qualifikationsniveau der 
Erwerbsbevölkerung der EU anzuheben 
und sie so in die Lage zu versetzen, auf die 
sich rasch wandelnden Erfordernisse 
moderner Arbeitsmärkte zu reagieren. Die 
Maßnahmen sollten alle Bereiche 
(angefangen mit der frühkindlichen 
Erziehung über die schulische Bildung bis 
hin zu den Hochschulen, einschließlich der 
Berufs- und Erwachsenenbildung)
abdecken und das Lernen im informellen 
und außerschulischen Kontext 
berücksichtigen. Die Reformen sollten 
darauf abzielen, insbesondere in Bezug auf 
Beschäftigungsfähigkeit, Weiterbildung 
oder IKT-Kenntnisse den Erwerb der 
Kernkompetenzen sicherzustellen, deren 
jeder bedarf, um in einer wissensgestützten 
Wirtschaft erfolgreich zu sein. Es sollten 
Maßnahmen getroffen werden, um zu 

Um allen Zugang zu einer hochwertigen 
allgemeinen und beruflichen Bildung zu 
bieten und bessere Bildungsergebnisse zu 
erzielen, sollten die Mitgliedstaaten 
effizient in das allgemeine und berufliche 
Aus- und Weiterbildungswesen
investieren, mit dem Ziel, insbesondere das 
Qualifikationsniveau der 
Erwerbsbevölkerung der EU anzuheben 
und sie so in die Lage zu versetzen, auf die 
sich rasch wandelnde Arbeitswelt zu 
reagieren. Die Maßnahmen sollten alle 
Bereiche, angefangen mit der 
frühkindlichen Erziehung über die 
schulische Bildung bis hin zu den 
Hochschulen, einschließlich der Berufs-
und Erwachsenenbildung, abdecken und 
das Lernen im informellen und 
außerschulischen Kontext berücksichtigen. 
Die Reformen sollten darauf abzielen, 
insbesondere in Bezug auf 
Beschäftigungsfähigkeit, Weiterbildung 
oder IKT-Kenntnisse den Erwerb der 
Kernkompetenzen sicherzustellen, deren 
jeder bedarf, um in einer wissensgestützten 
Wirtschaft erfolgreich zu sein. Es sollten 
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gewährleisten, dass die Lernmobilität 
junger Menschen und Lehrer zur Regel
wird. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Offenheit und Relevanz der allgemeinen 
und beruflichen Bildungssysteme 
insbesondere durch Einführung nationaler 
Qualifikationsrahmen, die flexible
Bildungswege ermöglichen, und durch 
Entwicklung von Partnerschaften zwischen 
Einrichtungen der allgemeinen und 
beruflichen Bildung und der Arbeitswelt 
verbessern. Der Lehrerberuf sollte
attraktiver gemacht werden. Der 
Hochschulsektor sollte stärker für 
Lernende geöffnet werden, die nicht dem 
traditionellen Profil entsprechen, und die 
Zahl der Absolventen mit Hochschul- oder 
gleichwertigem Abschluss sollte erhöht 
werden. Damit sich die Zahl junger 
Menschen, die weder eine Arbeit haben 
noch eine schulische oder berufliche 
Ausbildung absolvieren, verringert, sollten 
die Mitgliedstaaten gezielte Maßnahmen 
treffen, um dem Schulabbruch 
vorzubeugen.

Maßnahmen getroffen werden, um zu 
gewährleisten, dass die Lernmobilität 
junger Menschen und Lehrer ermöglicht
wird. Die Mitgliedstaaten sollten die 
Offenheit und Relevanz der allgemeinen 
und beruflichen Bildungssysteme 
insbesondere durch Einführung nationaler 
Qualifikationsrahmen, die durchlässige
Bildungswege auch in höherem Alter
ermöglichen, und durch Entwicklung von 
Partnerschaften zwischen Einrichtungen 
der allgemeinen und beruflichen Bildung 
und der Arbeitswelt verbessern. Der 
Lehrerberuf sollte attraktiver gemacht 
werden. Der Hochschulsektor sollte stärker 
für Lernende geöffnet werden, die nicht 
dem traditionellen Profil entsprechen, und 
die Zahl der Absolventen mit Hochschul-
oder gleichwertigem Abschluss sollte 
erhöht werden. Damit sich die Zahl junger 
Menschen, die weder eine Arbeit haben 
noch eine schulische oder berufliche 
Ausbildung absolvieren, verringert, sollten 
die Mitgliedstaaten gezielte Maßnahmen 
treffen, um dem Schulabbruch 
vorzubeugen. Für Menschen, die aus 
unterschiedlichen Gründen an diesen 
Systemen nicht teilhaben können, ist eine 
über Armutsverhinderung hinausgehende 
soziale Absicherung zu gewährleisten. 
Für Menschen, die aufgrund von 
Krankheiten und/oder Behinderungen 
ihre frühere berufliche Tätigkeit nicht 
mehr ausüben können, sind spezielle 
Maßnahmen zur beruflichen 
Weiterbildung und/oder Umschulung 
bereitzustellen.

Or. de

Änderungsantrag 57
Hans-Peter Martin

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 9 – Absatz 2 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Reduzierung der 
Schulabbruchquote auf 10 % bis zum Jahr 
2020 und die gleichzeitige Erhöhung des 
Anteils der 30- bis 34-Jährigen mit 
Hochschulabschluss oder gleichwertigem 
Bildungsabschluss auf mindestens 40 %.

Kernziele der EU, an denen die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, sind die Reduzierung der 
Schulabbruchquote auf 10 % bis zum Jahr 
2020 und die gleichzeitige Erhöhung des 
Anteils der 30- bis 34-Jährigen mit 
Hochschulabschluss oder gleichwertigem 
Bildungsabschluss auf mindestens 40 %. 
Für private und öffentliche Ausgaben für 
Bildungseinrichtungen aller 
Bildungsbereiche sollten die 
Mitgliedstaaten jeweils mindestens 6% des 
BIP gemäß den anerkannten OECD-
Berechnungen aufwenden.

Or. de

Änderungsantrag 58
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 9 – Absatz 2 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Reduzierung der 
Schulabbruchquote auf 10 % bis zum Jahr 
2020 und die gleichzeitige Erhöhung des 
Anteils der 30- bis 34-Jährigen mit 
Hochschulabschluss oder gleichwertigem
Bildungsabschluss auf mindestens 40 %.

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Reduzierung der 
Schulabbruchquote auf 10 % bis zum Jahr 
2020 und die gleichzeitige Erhöhung des 
Anteils der 30- bis 34-Jährigen mit 
tertiärem Bildungsabschluss auf 
mindestens 40 %.

Or. de

Änderungsantrag 59
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 10 – Absatz 1 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Anstrengungen der Mitgliedstaaten 
zur Verringerung der Armut sollten auf 
die Förderung einer uneingeschränkten 
Teilnahme am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben sowie die 
Ausweitung der
Beschäftigungsmöglichkeiten abzielen. 
Dabei sollte der Europäische Sozialfonds 
umfassend genutzt werden. Außerdem 
sollten sich die Anstrengungen darauf 
konzentrieren, dass Chancengleichheit 
unter anderem durch den Zugang zu 
erschwinglichen, nachhaltigen und 
qualitativ hochwertigen Dienstleistungen 
und öffentlichen Dienstleistungen 
(einschließlich Onlinedienste im Einklang 
mit Leitlinie 4), und insbesondere eine 
angemessene Gesundheitsversorgung 
sichergestellt sind. Die Mitgliedstaaten 
sollten wirksame 
Antidiskriminierungsmaßnahmen 
einführen. Mit Blick darauf, die soziale 
Ausgrenzung zu bekämpfen und den 
Menschen eine aktivere Rolle in der 
Gesellschaft und im Erwerbsleben zu 
ermöglichen, sollten außerdem die Systeme 
der sozialen Sicherung verbessert und eine
Politik des lebenslangen Lernens sowie 
eine aktive, integrationsorientierte Politik 
gefördert werden, um den Menschen in den 
verschiedenen Lebensphasen immer wieder 
neue Möglichkeiten zu eröffnen und sie 
vor der Gefahr der Ausgrenzung zu 
schützen. Die Systeme der sozialen 
Sicherung und der Altersvorsorge müssen 
so ausgebaut werden, dass eine 
angemessene Einkommensstützung und 
der Zugang zur Gesundheitsversorgung –
und somit der soziale Zusammenhalt -
gewährleistet sind und die finanzielle 
Tragfähigkeit dieser Systeme erhalten 
bleibt. Die Sozialleistungssysteme sollten 
zuvorderst sicherstellen, dass in 
Situationen des beruflichen Übergangs 
Einkommenssicherheit gewährleistet ist, 

Um dieses Ziel zu erreichen, sollten die 
Mitgliedstaaten verstärkte Anstrengungen 
unternehmen, um Armut - auch Armut 
trotz Arbeit - zu beseitigen. Die 
Anstrengungen sollten auf die Förderung 
einer uneingeschränkten und 
selbstbestimmten Teilnahme am 
politischen, gesellschaftlichen, kulturellen
und wirtschaftlichen Leben sowie die 
Ausweitung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten abzielen. 
Dabei sollte der Europäische Sozialfonds 
umfassend genutzt werden. Außerdem 
sollten sich die Anstrengungen darauf 
konzentrieren, dass Chancengleichheit 
genauso wie der Zugang zu 
erschwinglichen, nachhaltigen und 
qualitativ hochwertigen Dienstleistungen 
und öffentlichen Dienstleistungen 
(einschließlich Onlinedienste im Einklang 
mit Leitlinie 4), insbesondere in der
Gesundheitsversorgung, dabei 
insbesondere in sozialen, 
arbeitsvermittelnden, gesundheitlichen 
und haushaltsnahen Bereichen erhalten 
und verwirklicht wird. Die Mitgliedstaaten 
sollten aktive und wirksame 
Antidiskriminierungsmaßnahmen 
einführen. Mit Blick darauf, die soziale 
Ausgrenzung zu bekämpfen und den 
Menschen eine aktive Rolle in der 
Gesellschaft und im Erwerbsleben zu 
ermöglichen, sollten außerdem die Systeme 
der sozialen Sicherung verbessert und eine 
Politik des lebenslangen Lernens sowie 
eine aktive, integrationsorientierte Politik 
gefördert werden, um den Menschen in den 
verschiedenen Lebensphasen immer wieder 
neue Möglichkeiten zu eröffnen und sie 
vor der Gefahr der Ausgrenzung zu 
schützen. Die Systeme der sozialen 
Sicherung und der Altersvorsorge müssen 
so ausgebaut werden, dass ein Armut 
verhinderndes Einkommen und der 
Zugang zur Gesundheitsversorgung – und 
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insbesondere für Gruppen, die am stärksten 
von der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
bedroht sind, wie Einelternfamilien,
Minderheiten, Behinderte, Kinder und 
junge Menschen, ältere Frauen und 
Männer, legale Migranten und Obdachlose. 
Außerdem sollten die Mitgliedstaaten die 
Sozialwirtschaft und soziale Innovationen 
zur Unterstützung der Schwächsten der 
Gesellschaft aktiv fördern.

somit der soziale Zusammenhalt -
gewährleistet sind. Die 
Sozialleistungssysteme sollten zuvorderst 
sicherstellen, dass in Situationen des 
beruflichen Übergangs 
Einkommenssicherheit gewährleistet ist, 
insbesondere für Gruppen, die am stärksten 
von der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
bedroht sind, wie Minderheiten, Menschen 
mit Behinderung, Kinder und junge 
Menschen, ältere Frauen und Männer, 
Migranten und Obdachlose. Der Rat sollte 
eine EU-weite Verpflichtung vereinbaren, 
dass bis zum Jahre 2015 die 
Obdachlosigkeit beseitigt wird, und 
sicherstellen, dass die Mitgliedstaaten 
integrierte Politikmaßnahmen zur 
Gewährleistung des Zugangs zu einer 
erschwinglichen Wohnung guter Qualität 
mit ausreichender Energieversorgung für 
alle ausarbeiten. Der Rat sollte eine EU-
Vorgabe für Mindesteinkommenssysteme 
und beitragspflichtige 
Ersatzeinkommenssysteme vereinbaren, 
die eine Einkommensstützung in Höhe 
von mindestens 60% des nationalen 
Medianäquivalenzeinkommens leisten 
sollen, sowie des Weiteren einen Zeitplan 
für die Einhaltung dieser Vorgabe in 
allen Mitgliedstaaten festlegen. Im 
Hinblick auf die Beseitigung der 
Kinderarmut in der Europäischen Union 
sollten die Mitgliedstaaten sich 
verpflichten, die Kinderarmut bis 2012 
um 50 % zu verringern, wobei eine solche 
Verringerung anhand von nicht nur 
ökonomischen Indikatoren gemessen 
werden sollte, und ausreichende Mittel 
zur Erreichung dieses Ziels 
bereitzustellen. Dass ein Kind, 
insbesondere für Einelternfamilien, zum 
Armutsrisiko wird, ist mit den Zielen der 
Europäischen Union nicht vereinbar. 
Betroffenen Eltern sind durch 
unentgeltliche Kinderbetreuung, soziale 
Unterstützung und maßgeschneiderte 
Unterstützungen der 
Arbeitsvermittlungsbehörden vor diesem 
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Risiko zu bewahren. Außerdem sollten die 
Mitgliedstaaten die Sozialwirtschaft und 
soziale Innovationen zur notwendigen
Unterstützung, die auf unterschiedliche 
soziale Risiken während des Verlaufs des 
Lebens gerichtet sind, insbesondere der 
Schwächsten der Gesellschaft aktiv 
fördern.

Or. de

Änderungsantrag 60
Olle Ludvigsson

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 10 – Absatz 1 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur 
Verringerung der Armut sollten auf die 
Förderung einer uneingeschränkten 
Teilnahme am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben sowie die 
Ausweitung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten abzielen. 
Dabei sollte der Europäische Sozialfonds 
umfassend genutzt werden. Außerdem 
sollten sich die Anstrengungen darauf 
konzentrieren, dass Chancengleichheit 
unter anderem durch den Zugang zu 
erschwinglichen, nachhaltigen und 
qualitativ hochwertigen Dienstleistungen 
und öffentlichen Dienstleistungen 
(einschließlich Onlinedienste im Einklang 
mit Leitlinie 4), und insbesondere eine 
angemessene Gesundheitsversorgung 
sichergestellt sind. Die Mitgliedstaaten 
sollten wirksame 
Antidiskriminierungsmaßnahmen 
einführen. Mit Blick darauf, die soziale 
Ausgrenzung zu bekämpfen und den 
Menschen eine aktivere Rolle in der 
Gesellschaft und im Erwerbsleben zu 
ermöglichen, sollten außerdem die Systeme 
der sozialen Sicherung verbessert und eine 
Politik des lebenslangen Lernens sowie 

Die Anstrengungen der Mitgliedstaaten zur 
Verringerung der Armut sollten auf die 
Förderung einer uneingeschränkten 
Teilnahme am gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Leben sowie die 
Ausweitung der 
Beschäftigungsmöglichkeiten abzielen. 
Dabei sollte der Europäische Sozialfonds 
umfassend genutzt werden. Außerdem 
sollten sich die Anstrengungen darauf 
konzentrieren, dass Chancengleichheit 
unter anderem durch den Zugang zu 
erschwinglichen, nachhaltigen und 
qualitativ hochwertigen Dienstleistungen 
und öffentlichen Dienstleistungen 
(einschließlich Onlinedienste im Einklang 
mit Leitlinie 4), und insbesondere eine 
angemessene Gesundheitsversorgung 
sichergestellt sind. Die Mitgliedstaaten 
sollten wirksame 
Antidiskriminierungsmaßnahmen 
einführen. Mit Blick darauf, die soziale 
Ausgrenzung zu bekämpfen und den 
Menschen eine aktivere Rolle in der 
Gesellschaft und im Erwerbsleben zu 
ermöglichen, sollten außerdem die Systeme 
der sozialen Sicherung verbessert und eine 
Politik des lebenslangen Lernens sowie 
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eine aktive, integrationsorientierte Politik 
gefördert werden, um den Menschen in den 
verschiedenen Lebensphasen immer wieder 
neue Möglichkeiten zu eröffnen und sie 
vor der Gefahr der Ausgrenzung zu 
schützen. Die Systeme der sozialen 
Sicherung und der Altersvorsorge müssen 
so ausgebaut werden, dass eine 
angemessene Einkommensstützung und der 
Zugang zur Gesundheitsversorgung – und 
somit der soziale Zusammenhalt -
gewährleistet sind und die finanzielle 
Tragfähigkeit dieser Systeme erhalten 
bleibt. Die Sozialleistungssysteme sollten 
zuvorderst sicherstellen, dass in 
Situationen des beruflichen Übergangs 
Einkommenssicherheit gewährleistet ist, 
insbesondere für Gruppen, die am stärksten 
von der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
bedroht sind, wie Einelternfamilien, 
Minderheiten, Behinderte, Kinder und 
junge Menschen, ältere Frauen und 
Männer, legale Migranten und Obdachlose. 
Außerdem sollten die Mitgliedstaaten die 
Sozialwirtschaft und soziale Innovationen 
zur Unterstützung der Schwächsten der 
Gesellschaft aktiv fördern.

eine aktive, integrationsorientierte Politik 
gefördert werden, um den Menschen in den 
verschiedenen Lebensphasen immer wieder 
neue Möglichkeiten zu eröffnen und sie 
vor der Gefahr der Ausgrenzung zu 
schützen. Die Systeme der sozialen 
Sicherung und der Altersvorsorge müssen 
so ausgebaut werden, dass eine 
angemessene Einkommensstützung und der 
Zugang zur Gesundheitsversorgung – und 
somit der soziale Zusammenhalt -
gewährleistet sind und die finanzielle 
Tragfähigkeit dieser Systeme erhalten 
bleibt. Die Sozialleistungssysteme sollten 
zuvorderst sicherstellen, dass in 
Situationen des beruflichen Übergangs 
Einkommenssicherheit gewährleistet ist, 
insbesondere für Gruppen, die am stärksten 
von der gesellschaftlichen Ausgrenzung 
bedroht sind, wie Einelternfamilien, 
Minderheiten, Behinderte, Kinder und 
junge Menschen, ältere Frauen und 
Männer, legale Migranten und Obdachlose. 
Außerdem sollten die Mitgliedstaaten die 
Sozialwirtschaft und soziale Innovationen 
zur Unterstützung der Schwächsten der 
Gesellschaft aktiv fördern. Bei der 
Stärkung der Nachhaltigkeit der 
öffentlichen Finanzen sollten die 
Mitgliedstaaten besonders die positiven 
Auswirkungen auf die nationalen 
Haushalte beachten, mit denen 
Verbesserungen auf dem Gebiet des 
sozialen Zusammenhalts verbunden sind. 
Eine Senkung der Arbeitslosigkeit und 
eine höhere Beteiligung führen zu 
niedrigeren Sozialausgaben und zu 
höheren Steuereinnahmen.

Or. en

Änderungsantrag 61
Thomas Händel

Vorschlag für einen Beschluss
Leitlinie 10 – Absatz 2 



PE442.952v03-00 40/40 AM\820892DE.doc

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Verringerung der Zahl 
der unterhalb der nationalen 
Armutsgrenzen lebenden Europäer um 
25 %, wodurch 20 Millionen Menschen 
aus der Armut herausgeführt würden.

Kernziel der EU, an dem die 
Mitgliedstaaten ihre nationalen Ziele 
ausrichten, ist die Beseitigung der Armut 
und in einem ersten Schritt die
Verringerung der Zahl der unterhalb der 
nationalen Armutsgrenzen lebenden 
Menschen in der Europäischen Union um 
50 % bis 2015.

Or. de


